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Schauplatz Marienthal:  
Wie lässt sich ein „employer of 
the last resort“ auf Gemeinde­
ebene umsetzen? 
Hannah Quinz*

ZUSAMMENFASSUNG 
Die Idee einer „Arbeitsplatzgarantie für Langzeitarbeitslose“ sieht vor, dass öf-
fentlich geförderte Arbeitsplätze für jene Personen geschaffen werden, die auf 
dem Arbeitsmarkt ausgeschlossen werden. Das Arbeitsmarktservice Nieder-
österreich hat ein solches Modellprojekt einer Arbeitsplatzgarantie befristet 
in die Praxis umgesetzt. Dieser Beitrag beschäftigt sich anhand des Modellpro-
jekts mit der Frage, wie das Konzept eines „employer of the last resort“ auf Ge-
meindeebene umgesetzt werden kann. Umfassende Daten einer Begleitstudie 
ermöglichen multiperspektivische Einblicke in die Möglichkeiten und Restrik-
tionen der lokalen Umsetzung. Die Ergebnisse zeigen, dass der öffentliche Be-
darf an Arbeit groß ist und in passende Arbeitsplätze gegossen werden kann. 
Kooperation, Finanzierung, Trägerorganisationen, Teilnehmende und der Fak-
tor Zeit sind dabei wichtig und können die Umsetzung sowohl fördern als auch 
hemmen. Durch die Rückbindung an ähnliche Projekte schließt der Beitrag 
mit einem Blick auf die Ausweitung von Möglichkeiten und die Eindämmung 
von Restriktionen in der Umsetzung einer Arbeitsplatzgarantie für Langzeit-
arbeitslose auf Gemeindeebene.
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1.  Einleitung

Langzeitarbeitslosigkeit stellt eine der zentralen Herausforderungen moderner 
Arbeitsmarktpolitik dar. Sie wirkt nicht nur als ökonomische Belastung, sondern 
trägt auch wesentlich zur Verfestigung sozialer Ungleichheit bei, begünstigt ge-
sellschaftliche Exklusion und mindert die soziale Kohäsion. Aktuell wird das Kon-
zept der Jobgarantie für langzeitbeschäftigungslose Menschen als möglicher Lö-
sungsansatz in arbeitsmarktpolitischen Debatten vermehrt diskutiert. Aufbauend 
auf dem theoretischen Modell des Staates als „employer of the last resort“ (Wray et 
al. 2018; Tcherneva 2020) verfolgt die Jobgarantie das Ziel, Menschen, die auf dem 
Arbeitsmarkt ausgeschlossen werden, eine Beschäftigung zu garantieren. Dafür 
sollen neue Arbeitsplätze im öffentlichen oder gemeinnützigen Sektor geschaffen 
werden, die dem Gemeinwohl dienen und eine angemessene Entlohnung gewähr-
leisten. Ziel der Arbeitsplatzgarantie ist nicht nur die Reduktion der Langzeitar-
beitslosigkeit, sondern sie soll auch einen positiven Beitrag für Gemeinwohl und 
Gesellschaft leisten. Die zentrale Frage dabei ist, wie ein solches Konzept des „Ar-
beitgebers letzter Instanz“ auf Gemeindeebene umgesetzt werden kann. In Öster-
reich fand eine solche Umsetzung durch das „Modellprojekt Arbeitsplatzgarantie 
Marienthal“ als Initiative des Arbeitsmarktservice Niederösterreich von Oktober 
2020 bis April 2024 statt. Das Projekt richtete sich an langzeitbeschäftigungslo-
se Personen, denen ein gefördertes Beschäftigungsverhältnis auf freiwilliger Ba-
sis angeboten wurde. In diesem Beitrag wird am Beispiel des Modellprojektes in 
Gramatneusiedl untersucht, wie das Konzept auf kommunaler Ebene umgesetzt 
werden kann und welche Möglichkeiten und Restriktionen sich bei der konkre-
ten Schaffung von Arbeitsplätzen ergeben. Ziel ist es, die Ergebnisse an den For-
schungsstand zu ähnlichen nationalen und internationalen Projekten anzubinden 
und einen Beitrag zur theoretischen und praktischen Diskussion um die Jobgaran-
tie als Instrument zur Reduktion von Langzeiterwerbslosigkeit zu leisten. 

2.  Theoretischer Hintergrund

Vor dem Hintergrund anhaltend hoher Langzeitarbeitslosigkeit und deren nega-
tiver sozialer und gesellschaftlicher Folgen erfährt die Idee einer Arbeitsplatzga-
rantie vermehrt Aufmerksamkeit. Sie wird beispielsweise von der OECD (2021), 
der ILO (2021) und der Initiative „Democratizing Work“1 als wirkungsvolles Inst-
rument gegen gesellschaftlich ungewollte Langzeitarbeitslosigkeit vorgeschlagen. 
Als historischer Vorläufer der Idee gelten die New-Deal-Reformen in den USA, an 
denen sich auch in Europa nach 1945 viele Länder orientierten und sich der Voll-
beschäftigung annäherten (Haim 2021; Witzani-Haim 2024). Theoretisch baut das 
Konzept auf den Arbeiten von Keynes (1936), Kalecki (1943) und Minsky (1965) auf, 

1	 Siehe https://democratizingwork.org/ (abgerufen am 22.10.2025). 

https://democratizingwork.org/


17

Quinz (2026): Marienthal: Eine Arbeitsplatzgarantie auf Gemeindeebene� WuG 51 (4): 15–45

mit dem Verweis darauf, dass der (Arbeits-)Markt nicht ausreichend funktioniert, 
um allen Personen, die auf Erwerbsarbeit angewiesen sind, einen Arbeitsplatz be-
reitzustellen. Marktmechanismen und strukturelle Machtasymmetrien (Offe/Hin-
richs 1991 [1984]) tragen dazu bei, dass in Konkurrenzverhältnissen auf dem Ar-
beitsmarkt insbesondere vulnerable Personengruppen ausgeschlossen werden. 
Weil der Arbeitsmarkt nicht genügend Arbeitsplätze bereitstellt, werden diese 
langzeitarbeitslos und können auf dem Arbeitsmarkt nicht mehr Fuß fassen. Men-
schen sind jedoch darauf angewiesen, über Erwerbsarbeit ihren Lebensunterhalt 
verdienen und so weitgehend ihre Existenz absichern zu können. Polanyi (1978 
[1944]) bezeichnet die auf dem Arbeitsmarkt gehandelte Arbeitskraft als eine „fik-
tive Ware“, weil sie nicht für den Markt produziert wird, sondern zum Leben selbst 
gehört. Um allen Menschen den Zugang zu Erwerbsarbeit zu ermöglichen, soll da-
her, so die Idee der Arbeitsplatzgarantie, der Staat (Keynes 1936) als sogenannter 

„employer of the last resort“ (Wray 1998) in letzter Instanz in die Verantwortung 
genommen werden, ausreichend Arbeitsplätze zu schaffen und Vollbeschäftigung 
zu ermöglichen.

Die Diskussion um eine Arbeitsplatzgarantie leitet in Ansätzen einen arbeits-
marktpolitischen Paradigmenwechsel ein, indem dabei die Verantwortung für 
Langzeitarbeitslosigkeit vom Individuum zum Staat verschoben wird (Moder et 
al. 2024). Dafür ist zentral, dass sich die Jobgarantie von Politiken mit Workfa-
re(Zwangs)-Charakter abgrenzt (Jessop 1993; Peck 2001). Eine solche Abgrenzung 
setzt eine freiwillige Teilnahme voraus. Kronauer (2019) formuliert weitere rele-
vante Charakteristika einer Arbeitsplatzgarantie: So sollen die staatlich finanzier-
ten Arbeitsmöglichkeiten angemessen entlohnt werden und auch ein Recht auf gu-
te Erwerbsarbeit ermöglichen (ebd.; Altreiter/Flecker 2024). Das sei ein „Recht auf 
eine Erwerbsarbeit […], die ein kulturell angemessenes Leben ermöglicht“ (Kro-
nauer 2019, 619), die auch demokratieförderlich ist (Altreiter/Flecker 2024, 63). 
Eine Arbeitsplatzgarantie könnte unter bestimmten Voraussetzungen zudem 
die Verhandlungsmacht von Arbeitnehmer:innen auf dem Arbeitsmarkt stärken 
(Tamesberger/Theurl 2019), wenn die Jobgarantie eine Alternative zur Erwerbs-
arbeitslosigkeit und diese keine Gefahr mehr darstellen würde. Die Arbeitsmög-
lichkeiten einer Jobgarantie, so ihre Proponent:innen, sollen einen gesellschaft-
lichen Nutzen haben und daher in jenen Bereichen geschaffen werden, in denen 
offener, gesellschaftlich notwendiger Bedarf an Arbeit besteht (Tcherneva 2020). 
Ein zentraler Bereich für Tätigkeiten mit sozialem Nutzen könnte die kommuna-
le Daseinsvorsorge sein (Schultheiß/Witzani-Haim 2024), um möglichst unmittel-
bar zu einer Verbesserung der Lebensqualität von Menschen vor Ort beizutragen 
(Tcherneva 2020). Dazu zählen beispielsweise Leistungen im Bereich Gesundheit, 
Bildung und Pflege, aber hier insbesondere die Gestaltung des öffentlichen Raums 
und Raumentwicklung, wie Erholungs- und Grünräume oder Sporteinrichtungen 
sowie Kultur- und Freizeiteinrichtungen (Getzner et al. 2024). Minsky, so Haim 
(2021), favorisierte Arbeitsplätze mit sozialem Nutzen durch mehr öffentliche 
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Dienstleistungen und Güter sowie Arbeitsplätze, die vom öffentlichen Sektor auf 
Basis eines Mindestlohns garantiert werden (ebd.). Er argumentierte auch, dass 
die Arbeitsplätze dort angeboten werden sollten, wo die Menschen, die sie brau-
chen, leben, und dass die Arbeitsplätze an die Menschen angepasst werden sollten 
(ebd.). Auch Keynes schlug die direkte Beschäftigung von Erwerbsarbeitslosen vor 
Ort (Tcherneva 2012 u. 2024) vor. Vorschläge für Österreich sehen vor, dass die Fi-
nanzierung eines Jobgarantieprojektes in Bundesverantwortung liegt und die Um-
setzung durch die Zusammenarbeit von Gemeinden, Kommunen oder Städten mit 
dem Arbeitsmarktservice vor Ort erfolgt. Im Sinne der Gemeinwohlorientierung 
sollen die Projektträger öffentliche oder gemeinnützige Einrichtungen sein (Picek 
2020; Theurl/Tamesberger 2021). Bislang gibt es einzelne internationale und nati-
onale Projekte mit Elementen einer Arbeitsplatzgarantie nach dem Konzept eines 

„employer of the last resort“, die erste Einblicke in die Schaffung öffentlich geför-
derter Arbeitsplätze geben können.

3.  Forschungsstand – internationale und nationale  
Erfahrungen 

3.1  Internationale Initiativen 

Die französische Initiative „Territoires zéro chômeur de longue durée“ (TZCLD2) – 
„Gebiete ohne Langzeitarbeitslosigkeit“ – weist Charakteristika einer Arbeitsplatz-
garantie auf (ESF+ 2024; ILO 2021). TZCLD verfolgt einen lokalen Ansatz, um neue 
Arbeitsplätze für langzeitarbeitslose Personen zu schaffen. Ein Gesetz aus dem 
Jahr 2016 verankert das territoriale Recht zu experimentieren, für das ein Expe-
rimentierfonds eingerichtet wurde, der auch Zugriff auf das Budget für passive 
Arbeitslosenversicherungsleistungen ermöglicht. Auch Länder und Verwaltungs-
bezirke, freiwillige Gemeinden und öffentliche wie private Einrichtungen unter-
stützen die Initiative. Zusätzlich gibt es eine Grundfinanzierung, die 2024 bei 80 
Millionen Euro lag. Gebiete können um Akkreditierung ansuchen, um ein gemein-
nütziges Beschäftigungsunternehmen vor Ort zu etablieren. Ein Gebiet setzt sich 
aus einer oder mehreren Gemeinden zusammen, sofern in dem Gebiet insgesamt 
5.000 bis 10.000 Einwohner:innen mit maximal 400 langzeitarbeitslosen Personen 
leben. Operativ ist ein lokales Komitee für Arbeit, das sich aus Bürgermeister:in-
nen, Zivilorganisationen, Langzeitarbeitslosen, lokalen Unternehmen, sozialinte-
grativen Unternehmen und der öffentlichen Arbeitsverwaltung zusammensetzt. 
Dieses ist für das Ansuchen und die Umsetzung zuständig. Das Arbeitsplatzange-
bot soll ungedeckten Bedarf an Arbeit in der Region decken, der in diesem Komi-
tee vorab partizipativ in demokratischen Prozessen ermittelt wird. Dabei darf der 

2	 Siehe https://www.tzcld.fr/making-employment-a-right-a-universal-battle/ (abgerufen am 22.10.2025). 

https://www.tzcld.fr/making-employment-a-right-a-universal-battle/
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gemeinnützige Arbeitsplatz nicht in Konkurrenz zu bestehenden Angeboten ste-
hen und soll den Wünschen und Fähigkeiten der Arbeitenden entsprechen. Die Ar-
beitenden erhalten vollversicherte, unbefristete Arbeitsverträge mit flexiblen Ar-
beitszeiten und ein Entgelt in der Höhe des Mindestlohns bei Vollzeit. Außerdem 
werden sie sozialpädagogisch begleitet und erhalten ein Weiterbildungsangebot. 
Infrage kommen dafür Personen, die seit mehr als zwölf Monaten keinen Arbeits-
platz haben oder in mit kurzen Arbeitsverträgen oder (zu) wenigen Wochenstun-
den prekär beschäftigt sind, unabhängig davon, ob sie als „arbeitslos“ registriert 
sind. Die Teilnahme ist freiwillig (ESF+ 2024). 

Begleitende Analysen haben gezeigt, dass die lokale Schaffung von sinnvollen Ar-
beitsplätzen möglich ist und positive Wirkungen für die Teilnehmenden hat (DA-
RES 2021), auch wenn der notwendige Konsens im lokalen Komitee und die anfäng-
liche Organisation der Arbeit(splätze) aufgrund zunächst fehlender Ressourcen 
herausfordernd ist. Außerdem hat sich gezeigt, dass nicht nur ländliche, sondern 
auch städtische Gebiete geeignet sind, um gemeinnützige Beschäftigungsunterneh-
men für Langzeiterwerbsarbeitslose zu gründen. Die Projekte haben sich auf fast 
die Hälfte aller französischen Verwaltungsbezirke ausgeweitet und 2.473 Personen 
einen geförderten Arbeitsplatz ermöglicht. Die Aktivitäten beinhalten bislang un-
ter anderem Recycling, Fahrradreparaturen, mobile und/oder soziale Lebensmit-
telgeschäfte, Näharbeiten, Hausmeister:innen-Tätigkeiten, Wiederverkaufsläden 
oder Gemüseanbau. Der Experimentierfonds gibt an, dass 32 % dieser Tätigkeiten 
zur ökologischen Transformation, und 23 % zum sozialen Zusammenhalt beitragen 
(ebd.). Auch Belgien3 lässt solche Projekte in wallonischen und Brüsseler Regionen 
mit hoher Langzeitarbeitslosigkeit umsetzen. Ebenso entscheiden lokale Akteur:in-
nen über die Umsetzung, jedoch gibt es keine rechtliche Grundlage, was wiederum 
Auswirkungen auf die Finanzierung hat. Die Regierungen in Wallonien und Brüs-
sel stellen unterschiedliche Finanzierungshilfen für die Projekte zur Verfügung, 
und es werden auch Mittel aus dem Europäischen Sozialfonds Plus herangezogen. 

3.2  Österreichische Initiativen

Österreich hat in der Tradition aktiver Arbeitsmarktpolitik Beispielprojekte, 
die in ihrer Umsetzung Charakteristika einer Jobgarantie aufweisen. Das sind 
die „Aktion 8.000“, als Teil der sogenannten „experimentellen“ Arbeitsmarktpo-
litik der 1980er-Jahre, und die „Beschäftigungsaktion 20.000“ aus dem Jahr 2017. 
Beide Programme zielten darauf ab, durch die Schaffung von neuen Arbeitsplät-
zen im gemeinnützigen und Non-Profit-Bereich langzeitbeschäftigungslose Per-
sonen in geförderte Erwerbsarbeit zu integrieren und ihnen so soziale Teilhabe 

3	 Siehe https://european-social-fund-plus.ec.europa.eu/en/news/long-term-unemployment-community-
involvement-conciergerie-sociale-liege (abgerufen am 22.10.2025). 

https://european-social-fund-plus.ec.europa.eu/en/news/long-term-unemployment-community-involvement-conciergerie-sociale-liege
https://european-social-fund-plus.ec.europa.eu/en/news/long-term-unemployment-community-involvement-conciergerie-sociale-liege
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zu ermöglichen. Ursprünglich entstanden die Überlegungen für die Aktion 8.000 
in gesellschaftlichen Initiativen, die Vereine gründeten, um jene Personengrup-
pen zu unterstützen und zu beschäftigen, die auf dem Arbeitsmarkt ausgegrenzt 
wurden (Lechner et al. 2016). Schließlich wurde die Grundlage für diese Form der 
Arbeitsmarktpolitik in einer Novelle des Arbeitsmarktfördergesetzes rechtlich 
verankert (ebd.), die das Experimentieren in Projekten finanziell ermöglichte. Vor-
aussetzungen für die Förderung war ein mindestens zwölf Monate dauerndes Ar-
beitsverhältnis und eine kollektivvertragliche Entlohnung. Erstmals wurden dabei 
gemeinnützige Organisationen in die Arbeitsmarktförderung einbezogen, profit-
orientierte Unternehmen waren als Träger ausgeschlossen. Zu den Trägern zähl-
ten auch die Gemeinden, die durch die Förderung mithilfe erwerbsarbeitsloser 
Personen, die regulär, aber befristet angestellt waren, Projekte umsetzen konnten, 
die vorher aus finanziellen Gründen nicht möglich waren (ebd.; Reiter/Willsberger 
2024). Die Verantwortung dafür, das Programm zu konzipieren und in den regio-
nalen Stellen der Arbeitsverwaltung zu verankern und umzusetzen sowie passen-
de Akteur:innen im öffentlichen und gemeinnützigen Bereich als möglichst breites 
Trägerspektrum zu gewinnen, lag im Sozialministerium. Mit der Zeit entstanden 
auch zahlreiche zivilgesellschaftliche Initiativen, die Beschäftigungsideen an die 
Arbeitsmarktverwaltung herantrugen. So entwickelte sich die Umsetzung von ei-
nem Top-down- zu einem Bottom-up-Prozess (Reiter/Willsberger 2024). Durch die 
Ausweitung des Trägerspektrums weiteten sich auch die Beschäftigungsfelder aus, 
von der Verschönerung des Ortsbildes und Stadterneuerung über soziale Dienst-
leistungen bis hin zu Büro- und Verwaltungstätigkeiten (Entsorgungs- und Recyc-
lingdienste, Grünraumpflege, Umwelt- und Abfallberatung). Nach Auslaufen der 
Aktion 8.000 wurden insbesondere Beratungsstellen aus anderen budgetären Mit-
teln weitergeführt, und die bis heute bestehenden Sozialökonomischen Betriebe 
und gemeinnützigen Beschäftigungsprojekte entwickelten sich daraus als zentrale 
Instrumente aktiver Arbeitsmarktpolitik (ebd.; Lechner et al. 2016). 

In ähnlicher Weise erhielten im Rahmen der Aktion 20.000 im Jahr 2017 gemein-
nützige Organisationen Lohnkostenförderungen bis zu 100  %, wenn sie langzeit-
beschäftigungslose Personen über 50 Jahre beschäftigten, allerdings ohne Expe-
rimentierrahmen. Für die Finanzierung wurden sowohl passive Mittel aus der 
Arbeitslosenversicherung als auch zusätzlich ein Budget von 200 Mio. Euro her-
angezogen (Hausegger/Krüse 2019). Die Umsetzung dieses Projektes lag beim Ar-
beitsmarktservice Österreich über bestehende arbeitsmarktpolitische Förderins-
trumente. Voraussetzungen für die Förderung waren eine kollektivvertragliche 
Entlohnung, sinnstiftende Tätigkeiten sowie Existenzsicherung. So konnten zu-
sätzliche Arbeitsplätze im gemeinnützigen Bereich geschaffen werden, die ohne 
öffentliche Mittel nicht finanzierbar gewesen wären. Insgesamt zeigte sich, dass 
insbesondere Überlassungen gut funktionierten, wodurch das verdeckte Beschäfti-
gungspotenzial gehoben werden konnte (Hausegger et al. 2024). Trotz frühzeitiger 
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politischer Beendigung des Projektes war es insbesondere für die vormals langzeit-
beschäftigungslosen Personen weitgehend erfolgreich (ebd.). 

3.3  Modellprojekt Arbeitsplatzgarantie Marienthal (MAGMA)

Im Oktober 2020 startete das Arbeitsmarktservice Niederösterreich (AMS NÖ) 
mit dem „Modellprojekt Arbeitsplatzgarantie Marienthal“ ein Pilotprojekt, in 
dem die Idee einer Arbeitsplatzgarantie als arbeitsmarktpolitische Maßnahme in 
der niederösterreichischen Gemeinde Gramatneusiedl umgesetzt wurde. Im Zeit-
raum von dreieinhalb Jahren wurde allen langzeitbeschäftigungslosen Personen 
mit Hauptwohnsitz Gramatneusiedl ein staatlich finanzierter Arbeitsplatz garan-
tiert (AMS 2021; Hergovich 2023). Die Gesamtkosten von 7,4 Millionen Euro wur-
den vom AMS NÖ getragen. Operativ wurde das Pilotprojekt vor Ort von itworks4, 
einem arbeitsmarktpolitischen Dienstleistungsunternehmen, das bereits in ei-
nigen Projekten mit dem AMS NÖ zusammengearbeitet hatte, umgesetzt. Zu Be-
ginn fand eine verpflichtende achtwöchige Vorbereitungsmaßnahme (VBM) mit 
itworks statt. Nach der VBM konnten die Teilnehmenden freiwillig einen kollek-
tivvertraglich entlohnten Arbeitsvertrag als Transitarbeitskräfte bei itworks un-
terzeichnen.5 Finanziell wurden die Teilnehmer:innen zumindest nicht schlech-
ter gestellt als während der Langzeitbeschäftigungslosigkeit. Eine Ablehnung des 
Arbeitsverhältnisses hatte keine negativen Konsequenzen und wurde nicht sank-
tioniert. Über die gesamte Projektdauer erfolgte eine intensive Begleitung und 
Betreuung der Teilnehmer:innen durch die Betreuer:innen von itworks, und sie 
wurden auch bei der Suche nach einem ungeförderten Arbeitsplatz auf dem allge-
meinen Arbeitsmarkt unterstützt. Begleitstudien zum Modellprojekt zeigen, dass 
die Arbeitsplatzgarantie vielfältige positive Wirkungen für die Beschäftigten hat-
te (Quinz/Flecker 2023; Kasy/Lehner 2023).

4.  Methodische Vorgehensweise

Dieser Beitrag baut auf der Studie „Marienthal.reversed“ auf, die die Auswirkun-
gen der Arbeitsplatzgarantie für die Teilnehmenden untersucht und das „Modell-
projekt Arbeitsplatzgarantie Marienthal“ dazu über einen Zeitraum von zweiein-
halb Jahren, von Oktober 2020 bis April 2023, wissenschaftlich begleitet hat. Im 
Zentrum steht hier die Frage nach der Umsetzung einer Arbeitsplatzgarantie 
für langzeitbeschäftigungslose Menschen auf Gemeindeebene mit Fokus auf die 

4	 Siehe https://www.itworks.co.at (abgerufen am 22.10.2025).
5	 BABE-Kollektivvertrag für Transitarbeitskräfte. Hier ist anzumerken, dass die Gehälter aufgrund 

dieser kollektivvertraglichen Zuordnung wegen der manchmal notwendigerweise geringen 
Wochenarbeitszeiten sehr niedrig waren.

https://www.itworks.co.at/
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Schaffung von geförderten Arbeitsplätzen und die Findung von passenden Tä-
tigkeiten für die Beschäftigten. Datenbasis sind die im Rahmen der Begleitstudie 
erhobenen Daten. Methodisch wurde eine Panelstudie umgesetzt, die im Mixed-
Methods-Design umfassende Erkenntnisse zur Umsetzung, zum Verlauf und zur 
Wahrnehmung der Teilnehmenden ermöglichte (Tashakkori et al. 2015). Die Me-
thodentriangulation aus Expert:inneninterviews, Beobachtungen, problemzent-
rierten Interviews mit Teilnehmenden und Dokumenten ermöglichte es, verschie-
dene Perspektiven auf das Projekt in die Erkenntnisgewinnung einzubeziehen. Im 
Verlauf von etwa zweieinhalb Jahren wurden wiederholt Expert:innengespräche 
(Froschauer/Lueger 2002) mit jeweils einer verantwortlichen Person des Arbeits-
marktservice Niederösterreich, der zuständigen Regionalgeschäftsstelle des AMS 
und dem Projektträger itworks geführt. Zudem fanden laufend teilnehmende Be-
obachtungen (Breidenstein et al. 2013), dabei Gespräche mit Projektverantwortli-
chen, Gemeindevertreter:innen und gemeinnützigen Vereinen sowie Dokumenten-
analysen (Schmidt 2017) des Projektkonzepts, von Besprechungsprotokollen sowie 
dem projekteigenen Newsletter, in dem die Öffentlichkeit regelmäßig über die lo-
kalen Tätigkeiten im Projekt informiert wurde, statt. Die Analysen erfolgten Code-
basiert in Anlehnung an das Kodierungsverfahren nach Strauss/Corbin (1996). 
Zudem wurden Teilnehmende in drei Erhebungswellen zu ihren subjektiven 
Wahrnehmungen und Erfahrungen im Arbeitsplatzgarantieprojekt sowohl mit 
standardisierten Fragebögen als auch qualitativen problemzentrierten Interviews 
(Witzel 1985) befragt. Für die Analyse dieser Daten erfolgten qualitative multidi-
mensionale Längsschnittanalysen (Lewis 2007) – ebenfalls Code-basiert in Anleh-
nung an das Kodierungsverfahren nach Strauss/Corbin (1996) – sowie ergänzend 
deskriptive quantitative Auswertungen. Die Ergebnisse für diesen Beitrag stützen 
sich insbesondere auf die Expert:inneninterviews, Beobachtungen und Dokumen-
tenanalysen sowie ergänzend auf die Interviews mit den Projektteilnehmer:innen 
und werden im nächsten Kapitel präsentiert. 

5.  Ergebnisse: Möglichkeiten und Restriktionen der 
Schaffung von Arbeitsplätzen

Die Implementierung der Arbeitsplatzgarantie auf Gemeindeebene zeigt ein diffe-
renziertes Bild von Erfolgen und Herausforderungen. In diesem Kapitel wird be-
leuchtet, welche Tätigkeiten möglich gemacht werden konnten und warum sowie 
welche Hindernisse manchen Vorhaben im Weg standen. Die Ergebnisse liefern 
wichtige Erkenntnisse darüber, unter welchen Bedingungen eine Arbeitsplatzga-
rantie erfolgreich umgesetzt werden kann. 

Im „Modellprojekt Arbeitsplatzgarantie Marienthal“ kamen drei verschiede-
ne Instrumente konkret zur Anwendung, um allen langzeitbeschäftigungslosen 
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Einwohner:innen Gramatneusiedls einen Arbeitsplatz zu garantieren (AMS 2021). 
Mit dem Instrument der (1) Eingliederungsbeihilfe wurden Übergänge in Arbeits-
verhältnisse auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt gefördert. Privatwirtschaftliche 
Unternehmen, die eine Person aus dem Projekt einstellten, erhielten für drei Mo-
nate einen 100-prozentigen Lohnkostenersatz. Wechselten die Teilnehmer:innen 
im Zuge der VBM nicht in den allgemeinen Arbeitsmarkt, so stand ihnen das Ange-
bot offen, freiwillig einen Arbeitsvertrag mit itworks zu unterzeichnen und entwe-
der über eine (2) gemeinnützige Arbeitskräfteüberlassung in der Gemeinde oder 
einem gemeinnützigen Verein im Ort zu arbeiten oder im (3) gemeinnützigen Be-
schäftigungsprojekt vor Ort als sogenannte „Transitarbeitskraft“ zu arbeiten. Die 
Ergebnisse zeigen, dass die große Mehrheit (89 von 107 Personen) der Teilneh-
mer:innen (unterschiedlich lange) im gemeinnützigen Beschäftigungsprojekt ar-
beiteten. Dementsprechend lag das Hauptaugenmerk des Projektes auf der Schaf-
fung von neuen Arbeitsplätzen im gemeinnützigen Beschäftigungsprojekt (GBP). 
Dieses wurde vom AMS NÖ in Zusammenarbeit mit itworks und der Marktgemein-
de Gramatneusiedl auf dem Gelände der ehemaligen Textilfabrik Marienthals, im 
Wohnort der Teilnehmenden, errichtet.

5.1  Tätigkeitsfindung

Die Tätigkeitsfindung war bereits vor Projektbeginn ein zentraler Aspekt der Auf-
tragsvergabe für die Umsetzung. Potenzielle Träger wurden zu einem Ideenwettbe-
werb eingeladen. Auf Basis der eingereichten Konzepte erhielt itworks den Auftrag 
zur Umsetzung des Jobgarantie-Projekts. Vereinbart war, dass, so ein:e Interview-
partner:in, die Gemeinde Gramatneusiedl Arbeitsplätze bereitstellt und itworks 
in Kooperation mit der Gemeinde und Partner:innen weitere gemeinnützige Tä-
tigkeiten schafft. Gewerbliche Tätigkeiten waren ausgeschlossen, weshalb der Pro-
jektträger nur mit gemeinnützigen bzw. Non-Profit-Organisationen zusammenar-
beiten und keinen gewerblichen Betrieb öffnen oder gewerbliche Dienstleistungen 
anbieten konnte. Außerdem galt eine sogenannte „Konkurrenzklausel“, also die 
Vorgabe, keine bestehenden gewerblichen Angebote durch gemeinnützige Angebo-
te zu ersetzen. Zudem galten als Vorgabe eine Vermittlungsquote von 28 % und eine 
Eigenerwirtschaftungsquote von 5 % – das heißt, Einnahmen durch beispielswei-
se den Verkauf von produzierten Produkten dienten der Eigenfinanzierung. Wäh-
rend der Projektlaufzeit wurden die Teilnehmenden zudem bei der Suche nach ei-
nem nicht geförderten Arbeitsplatz auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt unterstützt 
und wenn möglich vermittelt.

Die Findung von passenden Tätigkeiten verbindet zwei zentrale Projektziele: den 
ungedeckten Bedarf an Arbeit im Ort zu decken und vormals langzeitbeschäf-
tigungslosen Personen passende Arbeitsplätze zur Verfügung zu stellen. Dabei 
sollten die Tätigkeiten für die Beschäftigten subjektiv sinnvoll sein, ihnen also 
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ermöglichen, individuelle Fähigkeiten und Kompetenzen einzusetzen und weiter-
zuentwickeln, Selbstwirksamkeit fördern und Erfolgserlebnisse sowie Anerken-
nung erfahrbar machen. Der Bedarf an Arbeit wurde einerseits vor Projektbeginn 
von Gemeindevertreter:innen definiert und lässt sich insbesondere auf fehlendes 
Personal im Bildungsbereich, also in Schulen und Kindergärten, zurückführen. 
Andererseits zeigte sich auch, dass sich Bedarfe hinsichtlich der Verbesserung der 
Lebensqualität vor Ort erst im Laufe der Zeit durch die Erfahrungen und Koopera-
tionen zwischen Gemeinde, itworks und auch Teilnehmer:innen sowie Kooperati-
onspartner:innen vor Ort herauskristallisierten. 

Als relevante Stakeholder:innen waren die Geschäftsführung des AMS NÖ gemein-
sam mit dem Projektträger itworks und dessen vor Ort verantwortlicher Projekt-
leitung sowie Vertreter:innen der Marktgemeinde Gramatneusiedl zentral an 
der Tätigkeitsfindung beteiligt. itworks war dabei regelmäßig mit der Gemeinde 
in Austausch und besonders um Vertrauensaufbau bemüht. Anders als im fran-
zösischen Projekt „Gebiete ohne Langzeitarbeitslosigkeit“ wurden die gefördert 
Beschäftigten und Bewohner:innen oder lokale Betriebe und Vereine nicht sys-
tematisch, sondern nur punktuell eingebunden. Die Kooperation verlief vorwie-
gend bilateral bzw. auf Ebene der projektverantwortlichen Stakeholder:innen in 
Top-Down-Prozessen. 

Für die Akquise weiterer Tätigkeiten setzte sich itworks mit gemeinnützigen Ko-
operationspartner:innen im Ort, aber auch überregional, also in umliegenden Ge-
meinden in Verbindung. Zudem brachte itworks eigene Vorschläge ein und punk-
tuell wurden auch die Teilnehmer:innen in die Tätigkeitsfindung eingebunden. 
Teilnehmer:innen selbst konnten Ideen für Tätigkeiten einbringen, sich dafür Kon-
zepte zur Umsetzung und Finanzierung überlegen und diese dann der Gemeinde 
präsentieren, um deren Realisierbarkeit zu prüfen. Dies war wichtig, um auf krea-
tivem Weg Tätigkeiten zu finden, die sowohl den Gemeinnützigkeitskriterien ent-
sprachen als auch den Fähigkeiten und Interessen der gefördert Beschäftigten. Da-
zu heißt es in einem Interview: 

„Jeder Mensch hat Talente, egal welcher Bildungsstand, und Fähigkeiten, und es ist 
auch ganz wichtig, dass Menschen das, was sie tun, auch Spaß macht“ (Expert:inne-
ninterview 1, 2020, #00:12:26-6#). 

5.2  Bedarf an Arbeit und Ideen für Tätigkeiten 

Vonseiten der Gemeinde wurde Bedarf an Arbeitstätigkeiten angemeldet, um be-
stehende Lücken aufgrund von Personalmangel zu füllen. Die Landesgeschäfts-
stelle des AMS NÖ erarbeitete vorab mit den Vertreter:innen der Gemeinde ei-
ne Liste mit möglichen Tätigkeiten, in der festgehalten wurde, welcher Bedarf an 
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Arbeitstätigkeiten im Ort bestand. Dazu zählten: Arbeitskräfte zur Unterstützung 
auf dem Schulcampus sowie administrative Teilzeitkräfte in der Direktion der 
Neuen Mittelschule, Schülerlots:innen sowie zusätzliches Betreuungspersonal im 
Kindergarten. Dazu sollten den Kindergartenpädagog:innen über das Jobgarantie-
Projekt zusätzliche Betreuungspersonen zur Seite bzw. Personen zur Verfügung 
gestellt werden, die im Krankheitsfall oder bei Unterbesetzung einspringen konn-
ten. Ein Pool aus gefördert Beschäftigten sollte in Gramatneusiedl und den umlie-
genden Gemeinden flexibel Krankenstandsvertretungen anbieten können. Bedarf 
wurde bereits vorab auch im Bereich der Grünraumpflege und Ortsbewirtschaf-
tung bekundet sowie im „Bauhof “, dem örtlichen Abfallsammelzentrum. 

Kontakt gab es von Anfang an zu dem Verein „Pferde stärken“ in Gramatneusiedl, 
einem gemeinnützigen Verein, der tiergestützte Therapieformen anbietet und Un-
terstützungsbedarf bekannt gab. Außerdem führte itworks Gespräche mit dem 
Wohnbauträger „Neue Heimat“, einer gemeinnützigen Wohnungs- und Siedlungs-
gemeinschaft, die im sozialen Wohnbau tätig ist. Von itworks wurde auf dem Gelän-
de der ehemaligen Textilfabrik Marienthals eine große Werkstatt angemietet, die 
von den Projektteilnehmer:innen selbst erst renoviert werden und dann für eigene 
Werkstätten im Projekt zur Verfügung stehen sollte. Vorgesehen waren eine Holz- 
und eine Textilwerkstatt, in der Holz- und Handarbeiten für den Ort und den regi-
onalen Markt hergestellt werden sollten. 

Die eigenen Ideen der Teilnehmer:innen waren vielfältig. So gab es beispielswei-
se Teilnehmer:innen mit viel Wissen über Kräuter, die die Idee hatten, einen Kräu-
terlehrpfad bzw. einen Kräuter- und Naschgarten auf dem Schulcampus, am Spiel-
platz oder auch an einem anderen Platz im Ort zu errichten. Daraus entstand die 
Idee, einen Adventmarkt zu machen und dafür aus den eigenen Kräutern Seifen, 
Cremen oder Öle herzustellen. Eine weitere Idee war es, in Zusammenarbeit mit 
dem Museum Marienthal die Geschichte des Ortes durch einen historischen Rad-
wanderweg gemeinsam mit anderen Gemeinden bekannter zu machen. Einige 
Ideen gab es auch für Tätigkeiten im sozialen Bereich, wie beispielsweise Jugend-
arbeit im Ort anzubieten sowie eine soziale Alltagsbegleitung für ältere Personen, 
um diese bei alltäglichen Aufgaben zu unterstützen. Außerdem hatten Teilneh-
mer:innen den Wunsch, eine Auto- und eine Fahrradreparaturwerkstatt anzubie-
ten sowie eine Bäckerei zu eröffnen. Weiters entstanden Ideen, die dazu dienen 
sollten, das Projekt im Ort bekannter zu machen. Dazu zählte es, aus der Auslage 
des ehemaligen Schuhgeschäfts, das im Besitz eines Teilnehmers lag, einen „MAG-
MA-Schauraum“ zu machen, in dem die Arbeiten aus dem Projekt ausgestellt wer-
den konnten, und ein MAGMA-Newsletter, der online veröffentlicht werden sollte.
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5.3  Erfolgreich umgesetzte Tätigkeiten 

Die umgesetzten Tätigkeiten umfassten unterschiedliche, meist saisonale Arbei-
ten im Ort Gramatneusiedl. Anfangs kamen die Aufträge ausschließlich von der 
Gemeinde Gramatneusiedl. Dabei wurde eine Vorgehensweise vereinbart, die als 

„Geben-und-Nehmen- Prinzip“ betitelt wurde. Sie sah vor, dass manche Aufträge für 
die Gemeinde von den Projektteilnehmer:innen im Rahmen des Projektes unent-
geltlich verrichtet werden und andere Aufträge im Rahmen der Eigenerwirtschaf-
tungsquote in Rechnung gestellt werden. Letzteres war aus Sicht des Projektträgers 
zentral, um die Arbeit der Teilnehmer:innen monetär und damit auch symbolisch 
aufzuwerten. Anfang 2022 wurde das Konzept der „MAGMA-Mäuse“ ins Leben ge-
rufen, die Privatpersonen von der Gemeinde entgeltlich erwerben und für Aufträ-
ge an das Projekt nutzen konnten. 

5.3.1  Renovierung und Holzwerkstatt

Besonders gut und rasch gelang die Renovierung der alten Werkstatt auf dem Fa-
briksgelände, die bereits vorab geplant und vorbereitet wurde. Die Werkstatt wur-
de von der Gemeinde zur Verfügung gestellt und über das Projekt von itworks 
günstig angemietet, genauso wie das Hauptgebäude, in dem das Modellprojekt 
den Hauptsitz hatte. Nach Fertigstellung der Renovierungsarbeiten wurde eine 
sogenannte „Holzwerkstatt“ eingerichtet, in der die Teilnehmer:innen Holzarbei-
ten anfertigten. Anfangs wurden in der Holzwerkstatt insbesondere Aufträge der 
Gemeinde ausgeführt, die im Rahmen des Projektes unentgeltlich erfüllt wurden. 
Dazu zählte die Instandhaltung von Mobiliar im öffentlichen Raum, wie beispiels-
weise Bänke, zur Verschönerung des Ortsbildes. Zusätzlich wurden auf dem Gelän-
de des gemeinnützigen Beschäftigungsprojektes eigene Hochbeete gebaut und be-
pflanzt sowie ein Bienenhotel und vier Bienenstöcke errichtet. Außerdem bauten 
die Teilnehmenden eine eigene Sonnenterasse mit Sitzgelegenheiten für Pausen, 
Besucher:innen und Outdoor-Termine. 

Etwa ein Jahr nach Projektbeginn kamen weitere Fertigungsaufträge hinzu. So 
wurden Hochbeete für den Kindergarten und Sitzgelegenheiten mit Überdachung 
für den öffentlichen Raum der Marktgemeinde Gramatneusiedl im Rahmen der Ei-
generwirtschaftung gegen ein geringes Entgelt beauftragt und in der Holzwerk-
statt gebaut. Mit der Zeit gab es auch Aufträge von gemeinnützigen Vereinen, wie 
beispielsweise dem örtlichen Fußballclub, für den bestehende Sitzgelegenheiten 
saniert und neue Sitzgelegenheiten gebaut wurden. 

Mit einiger Vorlaufzeit aufgrund notwendiger Verhandlungsprozesse war es 
schließlich auch möglich, die Renovierung der Wohnungen in der alten Arbei-
ter:innensiedlung in Zusammenarbeit mit dem Verein „Neue Heimat“ umzusetzen. 
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Dieses Projekt konnte Ende 2021 gestartet werden. Von der „Neue Heimat Gemein-
nützige Wohnungs- und Siedlungsgesellschaft, Ges.m.b.H.“ gab es laufend neue Re-
novierungsaufträge und infolgedessen ebenso von der Marktgemeinde Himberg. 
Für das Zustandekommen dieser Arbeitstätigkeiten war die Kooperation zwischen 
itworks und dem Auftraggeber „Neue Heimat“ zentral. Die Renovierungsarbeiten 
enthielten jene Arbeiten, die auch ohne Lehrausbildung in entsprechenden Tätig-
keitsbereichen umgesetzt werden konnten. Einige Teilnehmer:innen lernten ins-
besondere im Bereich der Renovierung aus ihrer Sicht besonders viel Neues dazu. 

5.3.2  Marienthal-Möbel

Im weiteren Verlauf wurde die Idee der „Marienthal-Möbel“ entwickelt und um-
gesetzt: die Restauration von alten Möbeln als Kunstobjekte. Diese wurden von 
Teilnehmer:innen in der Holz- und Kreativwerkstatt arrangiert, bemalt und mit 
handgefertigten Stoffmustern überzogen. Die Gemeinde unterstützte das Projekt, 
indem sie alte Möbel zur Verfügung stellte, die nach der Restaurierung auf dem 
Markt von Kund:innen erworben werden konnten. Ebenso gab es durch die „MAG-
MA-Mäuse“ die Möglichkeit, als Privatperson die Restauration eigener Möbel zu 
beauftragen. Auch das Museum Marienthal beauftragte die Restaurierung von al-
tem Mobiliar. Für diese Tätigkeiten gab es über Gramatneusiedl hinaus in umlie-
genden Gemeinden Interessent:innen. 

5.3.3  Grünraumpflege

Ein zentraler Tätigkeitsbereich war die Grünraumpflege im Ort. Zunächst beauf-
tragte die Gemeinde Gartenarbeiten an den örtlichen Grünflächen. Später wurde 
auch die Grünraumpflege des Friedhofs als größeres und im Ort sehr angesehe-
nes Projekt von den Teilnehmer:innen übernommen. Anfragen für die Grünraum-
bewirtschaftung kamen auch aus umliegenden Gemeinden, wie beispielsweise der 
Stadtgemeinde Himberg und der Gemeinde Mitterndorf. Beide Gemeinden waren 
an einer künftigen Zusammenarbeit interessiert. Die Teilnehmenden erlebten die-
se Aufgabe als relevant und wertgeschätzt. 

5.3.4  Kreativ-/Textilwerkstatt

Umgesetzt wurde auch eine Textil- und Kreativwerkstatt auf dem Gelände, in der 
von den Teilnehmer:innen Handarbeiten hergestellt wurden. Die handgefertigten 
Produkte konnten auf dem Wochenmarkt erworben werden. Die Kreativ-/Textil-
werkstatt war von Anfang an geplant und entstand aus dem Erfahrungswissen von 
itworks aus bekannten arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen. 
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5.3.5 „Topothek Marienthal“

Die sogenannte „Topothek Marienthal“6, in der in Kooperation mit dem Museum 
Marienthal historische Daten zur Geschichte des Ortes, wie Fotos, Dokumente, 
Postkarten, digitalisiert und archiviert wurden, war eine Idee von Teilnehmer:in-
nen. Auch die Gestaltung eines Schauraums in der Hauptstraße im Ort, in dessen 
Auslage die restaurierten Möbel sowie handgefertigte Produkte aus dem Projekt 
ausgestellt wurden, konnte umgesetzt werden. Interessierte konnten die Ausstel-
lungsstücke vor Ort ansehen und Nachfertigungen im Projekt in Auftrag geben. 
Der Schauraum diente gleichzeitig als zusätzlicher Gruppenraum und Büro und 
konnte genutzt werden, weil er einem der Teilnehmenden gehörte. Eine umliegen-
de Gemeinde beauftragte in der Folge das Projekt 2022 mit der Datenarchivierung 
und Mithilfe bei der Neugestaltung der Website. 

5.3.6 „Permakultur: Essbare Gemeinde Gramatneusiedl“

Im Sommer 2022 konnte schließlich auch das Projekt „Permakultur: Essbare Ge-
meinde Gramatneusiedl“, eine Idee von itworks, umgesetzt werden. Dieses Pro-
jekt stieß anfangs auf Widerstand, weil Kosten für die Gemeinde damit verbun-
den waren, und die Frage einer verfügbaren Fläche verzögerte die Umsetzung. 
Schließlich aber wurde dem Projekt nach einigen Verhandlungen ein Gemeinde-
grundstück mit ca. 250 Quadratmetern zur Kultivierung und Bepflanzung zur Ver-
fügung gestellt. Im Kräuter- und Gemüsegarten konnte ganzjährig kostenlos ge-
pflückt und geerntet werden. 

5.3.7  Weiterbildungskurse und Newsletter

Innerhalb des Projektes boten einige Teilnehmende jenen, die nicht Deutsch als 
Muttersprache hatten, Deutschkurse, und jene mit EDV-Kompetenzen für ande-
re EDV-Kurse an. Zudem gab es einen MAGMA-Newsletter7, der von Teilnehmen-
den verfasst wurde und online über das Projekt informierte. Eine Teilnehmerin 
schrieb dort auch regelmäßig eine Kolumne und konnte so journalistisch tätig sein. 

5.3.8  Gemeinnützige Arbeitskräfteüberlassung an Vereine

Neben den geschaffenen Arbeitsplätzen im gemeinnützigen Beschäftigungsprojekt 
war ein Teilnehmer beim ötrlichen Verein „Pferde stärken“ tätig. Er arbeitete dort 

6	 Siehe https://gramatneusiedl.topothek.at/ (abgerufen am 22.10.2025).
7	 Siehe https://www.gramatneusiedl.at/News_Events/MAGMA (abgerufen am 22.10.2025).

https://gramatneusiedl.topothek.at/
https://www.gramatneusiedl.at/News_Events/MAGMA
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über die gesamte Projektlaufzeit hinweg über eine gemeinnützige Arbeitskräfte-
überlassung und wurde nach Projektende vom Verein übernommen. Eine (zweite) 
Person arbeitete für wenige Stunden pro Woche über das Instrument der gemein-
nützigen Arbeitskräfteüberlassung im selben Verein, da der Unterstützungsbedarf 
hoch war. Diese konnte jedoch aus finanziellen Gründen nach Projektende nicht 
übernommen werden.

5.4  Tätigkeiten, die nicht umgesetzt wurden 

Wie die Daten zeigen, gab es auch gemeldeten Bedarf an Arbeitstätigkeiten und 
Ideen, die im Arbeitsplatzgarantieprojekt nicht umgesetzt werden konnten. Das 
gilt sowohl für Vorschläge von itworks und den Teilnehmer:innen als auch für Vor-
schläge der Gemeinde und des AMS NÖ. Auch Anfragen von gemeinnützigen Orga-
nisationen und Nachbargemeinden mussten einerseits aus Kapazitätsgründen und 
andererseits aufgrund mangelnder Passung abgelehnt werden.

5.4.1  Radwanderweg Marienthal und Kräuterlehrpfad

Ein Konzept, das von Teilnehmenden ausgearbeitet wurde, aber schließlich nicht 
umgesetzt werden konnte, war der historische Radwanderweg Marienthal. Kon-
kret sollte ein abenteuerlich aufbereiteter Rad- und Wanderweg, über mehrere Ge-
meinden verbunden, über die Geschichte Marienthals, aber auch des Industriege-
biets im Umkreis informieren, um so Interesse an der Region zu wecken und auch 
Schüler:innen ein attraktives Sport- und Bildungsangebot zu machen. Barrieren 
für die Umsetzung dieses Projektes waren zum einen die als zu hoch eingeschätz-
ten Kosten für die Gemeinde und zum anderen die Schwierigkeit, über mehrere 
Gemeinden und Zuständigkeitsebenen hinweg zu kooperieren, da der Weg sowohl 
den Kompetenzen der Gemeinde als auch des Landes Niederösterreich zuzurech-
nen war. Fragen der Zuständigkeit für die Instandhaltung und deren Finanzierung 
sowie Regelungen bezüglich Umwelt und Widerstand, beispielsweise der lokalen 
Fischer:innen, standen auch zur Debatte. Schließlich gab es keine Einigung, die ei-
ne Umsetzung ermöglicht hätte. Aus ähnlichen Gründen wurde der Kräuterlehr-
pfad auf dem Schulcampus bzw. Spielplatz nicht verwirklicht. Hierbei ging es auch 
um Fragen der Zuständigkeiten nach Ablauf des Projektes, um den Kräuterlehr-
pfad weiterhin zu kultivieren und zu pflegen. Folglich konnte die Idee von Teilneh-
mer:innen, aus den eigenen Kräutern Cremen und Öle herzustellen, nicht umge-
setzt werden.  
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5.4.2  Fahrradreparaturwerkstatt und Second-Hand-Laden

Ideen von Teilnehmer:innen mit Angeboten wie etwa einer Fahrradreparatur-
werkstatt scheiterten zum einen an der Befristung des Projektes und dem Wegfall 
des Angebots nach Projektablauf. Zum anderen, wie auch die Idee, einen Second-
Hand-Laden zu öffnen, an der Konkurrenzklausel. Denn bei diesen Vorschlägen 
handelte es sich um Dienstleistungen, die von Gewerbebetreibenden im Umkreis 
von Gramatneusiedl bereits entgeltlich angeboten wurden. Gleiches galt für den 
Wunsch einer Teilnehmerin, eine hauseigene Bäckerei zu eröffnen. 

5.4.3  Jugendarbeit und soziale Alltagsbegleitung 

Die Idee von Teilnehmer:innen, Jugendarbeit im Ort anzubieten, wurde von An-
fang an aufgrund von früheren Erfahrungen und aus Sorge vor mangelnder Reali-
sierbarkeit abgelehnt. Ebenfalls eine Idee von Teilnehmer:innen mit entsprechen-
den Arbeitserfahrungen im sozialen Bereich war eine soziale Alltagsbegleitung, 
die lange vorbereitet wurde und schließlich nicht realisiert werden konnte. Zum 
einen spielte hier die COVID-19-Pandemie eine Rolle: Viele soziale Dienstleistun-
gen konnten aufgrund der geltenden Regelungen zunächst nicht angeboten wer-
den. Zum anderen scheiterte die Umsetzung an grundlegenden Voraussetzungen, 
da mit sozialen Diensten auch Verantwortlichkeiten verbunden sind und Schulun-
gen benötigt werden, die finanziert werden müssen und Zeit in Anspruch nehmen. 
Auch Zeit war aufgrund der Befristung des Projektes hier ein relevanter Faktor. Im 
letzten Drittel der Projektlaufzeit war nicht mehr ausreichend Personal im Projekt 
beschäftigt, um den bestehenden Bedarf zu decken. Zwei Teilnehmende absolvier-
ten im letzten Drittel der Projektlaufzeit Schulungen bezüglich Alterskrankheiten 
und Erste-Hilfe-Kurse, um soziale Alltagsbegleitung im Ort anzubieten, wurden je-
doch nach positiv absolvierter Prüfung im Juni 2023 an das Hilfswerk vermittelt 
und standen dem Projekt nicht mehr zur Verfügung.

5.4.4  Unterstützung in Schulen und Kindergärten

Nicht im Projekt umgesetzt werden konnten schließlich auch vorab gewünschte Tä-
tigkeiten der Gemeinde. Hierzu gehörten beispielsweise das administrative Perso-
nal für die Schuldirektion sowie Schülerlots:innen und auch die überregionale Un-
terstützung für die Kindergärten. Gründe für das Nichtzustandekommen sind hier 
nicht bekannt. Fehlendes Personal sowie hoher administrativer und qualifikatori-
scher Aufwand bzw. Passung zu Kompetenzen der Beschäftigten könnten mögli-
che Erklärungen sein. 
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5.4.5  Gemeinnützige Arbeitskräfteüberlassung an die Gemeinde

Insgesamt gab es drei gemeinnützige Arbeitskräfteüberlassungen an die Gemein-
de, die jedoch nicht aufrechterhalten werden konnten. Grund dafür war, dass die 
Anforderungen nicht mit den gesundheitlichen Bedingungen und Möglichkeiten 
der Beschäftigten übereinstimmten, aber auch, dass die Beschäftigten im Projekt 
gebraucht wurden. 

5.5  Fördernde und hemmende Faktoren 

Die Schaffung von Arbeitsplätzen und die Umsetzung von Tätigkeiten waren von 
verschiedenen fördernden sowie hemmenden Einflussfaktoren geprägt. Als zent-
rale Aspekte traten (1) die Zusammenarbeit mit der Gemeinde und Kooperations-
partner:innen, (2) die Finanzierung und Befristung, (3) die Projektorganisation 
und Vorgaben, (4) die Fähigkeiten, Wünsche und Netzwerke der Teilnehmenden 
sowie (5) der Faktor Zeit zum Vorschein. Diese werden im Folgenden dargestellt.  

5.5.1  �Zusammenarbeit mit der Gemeinde und Kooperationspartner:innen

Wie sich gezeigt hat, war ein zentrales Kriterium für die Umsetzung von Tätigkei-
ten die gute und vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen den Projektverant-
wortlichen, also dem Arbeitsmarktservice Niederösterreich, itworks und der Ge-
meinde. Diese war für die Umsetzung des Projektes insbesondere notwendig, um 
die Realisierbarkeit der Tätigkeiten laufend prüfen und gegebenenfalls nachjus-
tieren zu können. Da ein gemeinnütziges Beschäftigungsprojekt nicht profitorien-
tiert ist, war die Gemeinde der wichtigste Kooperationspartner, um gemeinwohl-
orientierte Tätigkeiten für gefördert Beschäftigte zu finden. Die Genehmigung der 
Gemeinde und ihre Unterstützung waren entscheidend für die Umsetzung von 
neuen Ideen. Skepsis aufseiten der Gemeinde aufgrund von früheren Erfahrun-
gen mit ähnlichen arbeitsmarktpolitischen Projekten, so zeigte sich, hemmte die 
Kooperation anfangs ebenso wie Vorbehalte gegenüber langzeitbeschäftigungs-
losen Personen. Daher war der Aufbau von Vertrauen, der insbesondere durch 
schrittweise Erfolge und einen sichtbaren Nutzen der Tätigkeiten für den Ort ge-
lang, wesentlich. 

Auch die Kooperation mit gemeinnützigen Organisationen war ein wichtiges Kri-
terium für die gelungene Umsetzung des Arbeitsplatzgarantieprojektes. Koopera-
tionen, die bereits vor Projektbeginn bestanden, ermöglichten in einzelnen Fällen 
gleich zu Beginn gemeinnützige Arbeitskräfteüberlassungen. Hier zeigte sich auch 
der Bedarf an Arbeitskräften, der von den Organisationen selbst nicht finanziell 
getragen werden konnte, weshalb diese von der Möglichkeit der gemeinnützigen 
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Arbeitskräfteüberlassung aus dem Projekt profitierten. Durch bestehende Koope-
rationen, die Erfolge und den Nutzen der Arbeitstätigkeiten der gefördert Beschäf-
tigten sichtbar machten, wurde auch in Nachbargemeinden und Vereinen das In-
teresse an einer Zusammenarbeit geweckt. Auch örtliche Vereine arbeiteten eng 
mit dem Projekt zusammen und beauftragten Fertigungen oder stellten Ressour-
cen zur Verfügung, wie beispielsweise alte Möbel oder Sitzgarnituren oder wenn 
bestimmte Maschinen gebraucht wurden, um Arbeitstätigkeiten im Rahmen der 
geschaffenen Arbeitsplätze zu ermöglichen. Teilnehmende, die durch ihr soziales 
Netzwerk Kontakte zu lokalen Vereinen herstellen konnten, hatte dabei eine wich-
tige Scharnierfunktion. 

5.5.2  Finanzierung und Befristung 

Ein weiteres zentrales Kriterium für die Umsetzung von Tätigkeitsbereichen war 
die Finanzierung. Aufträge der Gemeinde als größter Kooperationspartner, die 
von den Teilnehmenden unentgeltlich oder kostengünstig durchgeführt werden 
konnten, waren zahlreich und trugen ohne zusätzlichen finanziellen Aufwand zur 
Aufwertung des Ortes bei. Ebenso funktionierten Projekte wie die „Topothek Mari-
enthal“ gut, weil dabei keine zusätzlichen Kosten entstanden, so auch der regelmä-
ßige Online-Newsletter. Gleiches gilt für den „MAGMA-Schauraum“. Kostengünsti-
ge oder kostenfreie Tätigkeiten fanden breite Akzeptanz und waren beliebt, nicht 
nur bei der Gemeinde Gramatneusiedl, sondern zunehmend auch in den umliegen-
den Nachbargemeinden. 

Einige Ideen von Teilnehmer:innen scheiterten an der Finanzierung. Das galt ins-
besondere für jene Tätigkeiten, die größere Anschaffungen bedeuteten und deren 
Fortführung nach Ende des Arbeitsplatzgarantieprojektes nicht gesichert werden 
konnte. Tätigkeiten mit höheren Kostenfaktoren waren beispielsweise der „histo-
rische Rad- und Wanderweg Marienthal“ oder der Kräuterlehrpfad, die neben feh-
lenden Genehmigungen aus finanziellen Gründen nicht umgesetzt werden konn-
ten. Gleiches gilt für die Fahrradreparaturwerkstatt, die sich Teilnehmer:innen 
sowie Dorfbewohner:innen gewünscht hätten. Insgesamt waren Projektideen, die 
mit zusätzlichen Kosten für die Gemeinde verbunden waren, wie beispielsweise 
ein Branchenverzeichnis für Gramatneusiedl als Buchprojekt, kaum realisierbar. 

Das Hemmnis bestand nicht nur in der Finanzierung der Umsetzung, sondern 
auch in der fehlenden langfristigen Sicherung der neu geschaffenen Angebote. 
Aufgrund der Projektbefristung war von Anfang an absehbar, dass selbst gut an-
genommene Angebote wieder beendet werden müssten, was für die Gemeinde ein 
Risiko im Hinblick auf die öffentliche Wahrnehmung darstellt. Zudem führte die 
Befristung dazu, dass die geschaffenen Arbeitsplätze nach Projektende nicht be-
stehen blieben und manche Teilnehmenden wieder „arbeitslos“ wurden. Denn mit 
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Projektende endeten die Beschäftigungsverhältnisse für jene, die zuletzt noch im 
gemeinnützigen Beschäftigungsprojekt beschäftigt waren. Dabei wird ersichtlich, 
dass die langfristige Finanzierung von Arbeitsplätzen nicht ausreichend gewähr-
leistet war. Die Tatsache, dass in der Gemeinde weniger Arbeitsplätze zur Verfü-
gung gestellt wurden als zu Projektbeginn angenommen, ist auf zwei Faktoren zu-
rückzuführen: Einerseits konnte die dauerhafte Finanzierung der Stellen nicht 
gesichert werden, was dazu führte, dass Übernahmen als unwahrscheinlich ange-
sehen wurden. Andererseits spielten dabei aber auch Vorbehalte gegenüber lang-
zeitbeschäftigungslosen Personen eine Rolle sowie dass der Vorgang mit gewohn-
ten Rekrutierungsmustern in Konflikt geriet. Nicht außer Acht gelassen werden 
darf hierbei, dass die Gemeinde an Stellenpläne gebunden ist, offene Stellen öffent-
lich ausschreiben und die Anstellungsgründe transparent machen muss. Ähnliche 
Erfahrungen zeigten sich bereits in der Umsetzung der Aktion 20.000 (Hausegger 
et al. 2024). Wie sich im Projekt auch gezeigt hat, war die Schaffung von Arbeits-
plätzen für Projektteilnehmer:innen in Einrichtungen der Gemeinde oder in ge-
meinnützigen Vereinen mit Aussicht auf Übernahme nur in einzelnen Ausnahme-
fällen möglich.  

5.5.3  Projektorganisation und Vorgaben

Ein fördernder Faktor für die Schaffung von passenden Arbeitsplätzen war die 
Art der Projektorganisation. Zum einen befand sich das gemeinnützige Beschäfti-
gungsprojekt im Ort und war dadurch für die Beschäftigten gut erreichbar. Diese 
konnten im GBP in unterschiedlichen Gruppen arbeiten und unterschiedlichen Tä-
tigkeiten nachgehen, die wiederum an verschiedene Bedürfnisse der Beschäftigten 
angepasst werden konnten. So wurden die ungedeckten Bedarfe an Arbeit gut mit 
den Möglichkeiten und Fähigkeiten der Teilnehmenden zusammengebracht. Die 
Organisation ermöglichte es, auch saisonale Tätigkeiten durchzuführen und mit 
anderen Tätigkeiten abzuwechseln, sodass für die Beschäftigten immer genug Ar-
beit zur Verfügung stand. Auch konnte ein Ausgleich zwischen Tätigkeiten, die un-
entgeltlich für die Gemeinde ausgeführt werden mussten und unter den Teilneh-
menden unbeliebt waren, und für die Teilnehmenden sinnstiftenden Tätigkeiten 
oder bezahlten Aufträgen, die bei den Beschäftigten beliebter waren, geschaffen 
werden. Entsprechend war größtmögliche Flexibilität gegeben, um auf die Bedürf-
nisse der Beschäftigten und gleichzeitig auf die Nachfrage nach Tätigkeiten einzu-
gehen. Fördernd waren außerdem auch das Wissen und die Erfahrung des Projekt-
trägers aus unterschiedlichen arbeitsmarktpolitischen Projekten, die in Österreich 
bereits lange Tradition haben. In der Findung und Umsetzung von Tätigkeiten 
konnte auf viel Vorwissen zurückgegriffen werden. 

Auf der anderen Seite trug das arbeitsmarktpolitische Ziel der Vermittlung in 
den allgemeinen Arbeitsmarkt dazu bei, dass einige Ideen nicht realisiert werden 
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konnten. Durch Vermittlungen in den allgemeinen Arbeitsmarkt sowie Übergän-
ge in die Pension fehlten im Verlauf im Projekt das Personal, um geplante Tätig-
keiten in die Umsetzung zu bringen, Aufträge zu erfüllen und den bestehenden 
Bedarf an Arbeit zu decken. Im letzten Drittel des Projektes konnte die ansteigen-
de Nachfrage nicht mehr gedeckt werden, und es wurden Aufträge nur noch ange-
nommen, wenn sie vor Auslaufen des Projektes fertiggestellt werden konnten. Auf-
grund des zeitlichen Aspektes durch die Projektbefristung konnte schließlich auch 
das geplante Häkelcafé für Pensionist:innen im Ort nicht mehr angeboten werden, 
das die anfangs geplante Alltagsbegleitung ersetzen sollte. Der ungedeckte Bedarf 
an Arbeit kam im Verlauf des Projektes immer deutlicher zum Vorschein, während 
die zur Verfügung stehenden Arbeitskräfte aufgrund der Konzeption des Projek-
tes immer weniger wurden. Eine Einschränkung war ebenso die Vorgabe, dass 
nur Personen mit Hauptwohnsitz in Gramatneusiedl im Projekt beschäftigt wer-
den konnten. Von Anfang an gab es auch Interesse von langzeitbeschäftigungslo-
sen Personen in den Nachbargemeinden.

5.5.4  Fähigkeiten, Wünsche und Netzwerke der Teilnehmenden

Eine weitere zentrale Bedingung für die Tätigkeitsfindung waren die Fähigkeiten 
und Möglichkeiten sowie Wünsche der Teilnehmenden. Der definierte Bedarf an 
Tätigkeiten sollte von Teilnehmenden gedeckt werden können, und die Arbeitsplät-
ze sollten für die Arbeitenden sinnstiftend sein. Insbesondere Tätigkeiten, die ohne 
Einbeziehung der potenziellen Teilnehmer:innen vorab definiert wurden, konnten 
oft nicht übernommen werden, weil sie mit den Möglichkeiten und Kompetenzen 
der Teilnehmer:innen nicht zusammenpassten. Umgekehrt gab es insbesondere für 
höher qualifizierte Personen über den gesamten Projektzeitraum kaum passende 
Tätigkeitsangebote, weil diese weitgehend auf manuelle Tätigkeiten beschränkt 
blieben. Dafür erweiterten individuelle Fähigkeiten von Teilnehmenden das Tätig-
keitsfeld, indem beispielsweise das Restaurieren von alten Möbeln durch die Mal-
künste einer Teilnehmerin aufgewertet und als Dienstleistung angeboten werden 
konnte. Auch der Wunsch der Teilnehmenden, Neues zu lernen und sich in unter-
schiedlichen Tätigkeiten auszuprobieren, ermöglichte es, in verschiedenen Klein-
gruppen Aufträge umzusetzen.  

Darüber hinaus zeigte sich, dass die Teilnehmer:innen als Ortsbewohner:innen 
wichtige Ressourcen ins Projekt einbrachten, die eine fördernde Bedingung für 
die Ermöglichung von Tätigkeiten darstellten. Dazu gehörte einerseits das spe-
zifische Wissen über den Ort Gramatneusiedl und andererseits soziale Netzwer-
ke im Ort. Bewohner:innen kennen den bestehendem Bedarf im Ort Gramatneu-
siedl und trugen dieses Wissen über ihnen bekannte Teilnehmende in das Projekt. 
Gleichzeitig trugen soziale Kontakte dazu bei, die Angebote von MAGMA auch in 
der Gemeinschaft bekannter und beliebter zu machen, wodurch wiederum mehr 



35

Quinz (2026): Marienthal: Eine Arbeitsplatzgarantie auf Gemeindeebene� WuG 51 (4): 15–45

Arbeitsaufträge zustande kamen. Die Einbeziehung der Personen im Ort stellte 
sich als wichtiges und hilfreiches Kriterium heraus, um Bedarfe zu definieren und 
das Projekt aufzuwerten. Im Projekt fand das erst in dessen Verlauf und durch die 
Netzwerke einzelner Teilnehmer:innen statt. Insbesondere Vereinstätigkeiten von 
Teilnehmenden waren besonders hilfreich dabei, soziale Kontakte und Netzwer-
ke zu aktivieren. Darüber hinaus spielten die sozialen Kontakte auch eine wichti-
ge Rolle dabei, die Informationen über die Möglichkeiten im Projekt nicht nur im 
Ort, sondern auch in den umliegenden Gemeinden bekannter zu machen, wodurch 
immer mehr Interesse am Projekt entstand. Ortskenntnisse und soziale Kontakte 
der Teilnehmenden unterstützten also die Umsetzung von Tätigkeiten und halfen 
dabei, Aufträge zu generieren und die Bekanntheit des Projektes zu steigern. Zu-
dem konnten die Teilnehmenden selbst auch eigene Ressourcen insofern einbrin-
gen, als sie für andere im Projekt Deutsch- und EDV-Kurse anbieten konnten und 
sich auch gegenseitig unterstützten. 

5.5.5  Faktor Zeit 

Insbesondere kristallisierte sich der Faktor Zeit als bedeutsam heraus. Länge-
re Projektlaufzeiten ermöglichen die Entwicklung und Entfaltung von Prozes-
sen. Wie sich gezeigt hat, braucht die Akquise und Organisation von Tätigkeiten 
Zeit und kann besser gelingen, wenn für einen längeren Zeitraum geplant wird. 
So kann auch über einen längeren Zeitraum das notwendige Vertrauen aufgebaut 
werden, um gute Zusammenarbeit mit Kooperationspartner:innen und den Auf-
bau von Netzwerken zu ermöglichen. Für die erfolgreiche Umsetzung waren Ko-
operationspartner:innen relevant, die durch das Bekanntwerden des Projektes ins-
besondere über einen längeren Zeitraum gewonnen werden konnten. Das zeigte 
sich beispielsweise am zunehmenden Interesse von Bürgermeister:innen in um-
liegenden Regionen, die erst durch Kenntnis der Erfolge im Projekt den Nutzen 
für ihre eigenen Gemeinden erkannten und Aufträgen erteilten oder planten (oder 
auch gerne eine Ausweitung bestehender Aufträge gehabt hätten). Die Erfolge wa-
ren wichtig, um die Zusammenarbeit mit der Gemeinde Gramatneusiedl voranzu-
bringen, weil dadurch der Nutzen in den Vordergrund gestellt wurde (gegenüber 
anfänglicher Skepsis). Zeit war auch wichtig, um die Fähigkeiten und Kompeten-
zen der Beschäftigten zu eruieren und zu fördern, sodass diese die bestehenden 
Aufträge und Tätigkeiten auch ausführen konnten bzw. mit den Arbeitsplätzen zu-
sammengebracht werden konnten. Auch passende Tätigkeiten zu finden und Mög-
lichkeiten zu erkennen und auszuloten braucht Zeit. Das zeigte sich insbesondere 
darin, dass gerade im Verlauf des Projektes die Anfragen und Aufträge stark zu-
nahmen und immer mehr mögliche Kooperationspartner:innen zur Verfügung 
standen, während es zu Beginn noch Anlaufschwierigkeiten gab. 
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Zeitliche Befristungen, so hat sich gezeigt, begrenzen die Möglichkeiten der Pla-
nung und Umsetzung von langfristigen Tätigkeitsbereichen. Obwohl die Projekt-
laufzeit mit dreieinhalb Jahren länger als in bisherigen arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahmen war, wurden einige Ideen für Tätigkeiten aufgrund der zeitlichen Be-
fristung nicht realisiert. Hier ist auch relevant, dass attraktive Angebote erst ge-
schaffen und dann wieder zurückgenommen wurden, was einer Gemeinde von Be-
wohner:innen negativ angelastet werden kann. Durch die Befristung des Projektes 
konnten insbesondere jene Tätigkeiten nicht umgesetzt werden, deren Fortfüh-
rung nach Projektende nicht gesichert werden konnte.  

5.6  Bewertung der Tätigkeiten durch Arbeitende

Unter den Teilnehmenden lässt sich insgesamt eine hohe Zufriedenheit mit den Tä-
tigkeiten im gemeinnützigen Beschäftigungsprojekt feststellen (Quinz et al. 2023). 
Die Mehrheit gab an, dass die Tätigkeiten zu den eigenen Kenntnissen und Fähig-
keiten passten, dass sie stolz auf ihre Arbeit waren und dass ihre Arbeit von ande-
ren Menschen im Ort Gramatneusiedl auch geschätzt wurde. Dem gegenüber war 
einige der Ansicht, dass sie die Arbeit beruflich nicht weitergebracht habe. Den-
noch haben einige Teilnehmer:innen durch die Tätigkeiten im gemeinnützigen Be-
schäftigungsprojekt Neues dazugelernt (ebd.). 

Aus Sicht der Teilnehmenden waren insbesondere die Renovierung der Werk-
statt sowie später auch von Wohnungen, die Holzwerkstatt bzw. Tischlerei, in 
der Möbel angefertigt und „upgecycled“ wurden, und die Grünraumpflege er-
folgreiche Tätigkeiten. Im Tätigkeitsbereich der Renovierung konnten viele Teil-
nehmende ihre Kenntnisse und Fähigkeiten einsetzen, andere konnten neue da-
zulernen, die sie auch für sich selbst anwenden oder als neuen Arbeitsbereich 
entdecken konnten. Gleiches gilt für die Holzwerkstatt, in der die Teilnehmen-
den Freude daran hatten, die Ergebnisse ihrer Arbeit sehen zu können. Im Ver-
lauf des Projektes zeigten sich unter den Teilnehmenden Arbeitsstolz und eine 
hohe Identifikation mit dieser Tätigkeit, immer wieder sprachen sie von „unse-
rer Werkstatt“. Die Grünraumpflege war im Ort besonders sichtbar und geschätzt 
und daher auch unter den Teilnehmenden beliebt. Das steht insbesondere damit 
in Zusammenhang, dass dadurch für die Teilnehmenden der allgemeine Nutzen 
ihrer Arbeit deutlich erkennbar war. Das war deswegen auch bemerkenswert, 
weil zu Projektbeginn die Grünraumpflege, verstanden als „Unkrautzupfen“, als 
Tätigkeit zunächst eher abgelehnt wurde. Auch die umgesetzten eigenen Ideen 
wurden von den Arbeitenden positiv bewertet, so beispielsweise die „Topothek 
Marienthal“ und auch der „MAGMA-Schauraum“. Umgekehrt führte es bei den 
Teilnehmenden zu Enttäuschungen, wenn eigene Ideen aufgrund von fehlen-
den Genehmigungen oder zeitlicher Befristung nicht realisiert werden konnten. 
Davon waren insbesondere der historische Radwanderweg Marienthal und die 
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soziale Alltagsbegleitung bzw. das „Häkel-Café“, aber auch der Kräuterlehrpfad 
betroffen. 

Unzufriedenheit entstand, wenn die Teilnehmenden aufgrund der Konkurrenz-
klausel gewünschte Tätigkeiten nicht umsetzen konnten, wie beispielsweise die 
Bäckerei, die Autowerkstatt und andere gewerbliche Tätigkeiten. Auch die Tätig-
keit in der Textilwerkstatt war nicht besonders beliebt und führte bei den dort Be-
schäftigten zu einer Unzufriedenheit mit dem Projekt. Dies lag insbesondere an 
anfänglichen Schwierigkeiten, die dazu führten, dass die Textilwerkstatt als „Bas-
telwerkstatt“ wahrgenommen wurde und diesen Ruf trotz Anpassungen bis zu-
letzt kaum verbessern konnte. Insgesamt lässt sich eine Tendenz feststellen, dass 
öffentlich sichtbare und männlich konnotierte Tätigkeitsbereiche wie die Tischle-
rei oder Renovierung positiver bewertet wurden als weiblich konnotierte, wie ins-
besondere die Textilwerkstatt. Während erstere für alle Teilnehmer:innen offen 
waren und häufiger auch Frauen darin neue positive Erfahrungen machten, wa-
ren in der Textilwerkstatt insbesondere Frauen tätig, die aufgrund ihrer gesund-
heitlichen Möglichkeiten (meist im höheren Alter) im Projekt keine Alternativen 
vorfanden. Die begrenzte Auswahl im Projekt, die weitgehend auf manuelle Tätig-
keiten beschränkt war, führte insbesondere bei jenen Teilnehmenden zu Unzufrie-
denheit, die höhere Qualifikationen oder langjährige Arbeitserfahrung in das Pro-
jekt mitbrachten (Quinz/Flecker 2023). Negativ wahrgenommen wurde auch die 
gemeinnützige Arbeitskräfteüberlassung an Einrichtungen der Gemeinde, wenn 
diese Beschäftigungen einseitig beendet und die Teilnehmer:innen ohne weitere 
Angabe von Gründen in das Projekt „rücküberstellt“ wurden.  

Eine positive Erfahrung für die Teilnehmenden war insbesondere, dass sie im Zeit-
verlauf im gemeinnützigen Beschäftigungsprojekt zunehmend mehr Aufträge er-
hielten und zuletzt nicht mehr alle annehmen konnten. Durch die hohe Nachfrage 
im Ort wurde für sie der Nutzen ihrer Arbeitstätigkeit besonders deutlich. Positiv 
wirkte sich auch das große Interesse von Nachbargemeinden aus und dass es im 
Verlauf des Projektes immer mehr interessierte Kooperationspartner:innen gab. Je 
bekannter das Projekt und die Tätigkeiten wurden, desto sichtbarer wurde auch, 
dass diese im Ort gebraucht werden. Zur Bekanntwerdung des Projektes leistete 
die intensive Pressearbeit seitens des AMS NÖ einen relevanten Beitrag, aber auch 
itworks und die Teilnehmenden selbst bemühten sich um die Bekanntmachung des 
Projekts. Den gefördert Beschäftigten selbst war es ein Anliegen, die Sinnhaftigkeit 
und Nützlichkeit des Angebots möglichst breit erfahrbar zu machen. Dieser Pro-
zess dauerte in etwa zwei Jahre, wobei das erste Jahr auch von pandemiebedingten 
Lockdowns geprägt war. Einige Teilnehmende hatten sich daher auch eine Verlän-
gerung und Ausweitung des Arbeitsplatzgarantieprojektes gewünscht. Aus ihrer 
Sicht waren die Arbeitsplätze im gemeinnützigen Beschäftigungsprojekt sinnvoll 
und die Tätigkeiten auch in der Gemeinde für andere nützlich. Einige sahen auch 
Bedarf für andere langzeitbeschäftigungslose Personen in ihrem Bekanntenkreis 
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und in umliegenden Gemeinden. Das Projektende durch die Befristung wurde da-
her entsprechend negativ für den Ort und für die Beschäftigten bewertet. 

6.  Diskussion und Fazit 

Aus dem „Modellprojekt Arbeitsplatzgarantie Marienthal“ lässt sich in Bezug auf 
die Umsetzung einer Arbeitsplatzgarantie auf Gemeindeebene viel lernen. Zu-
nächst wird deutlich, dass in Gemeinden ungedeckter Bedarf an Arbeit vorhanden 
ist. Bereits vor Projektbeginn gab es zahlreiche Ideen. Im Verlauf des Projekts wur-
de auch der Nutzen für die Gemeinde und den Ort zunehmend deutlicher. Entspre-
chend nahm auch das Interesse in Nachbargemeinden und von gemeinnützigen 
Vereinen zu. Die angebotenen Tätigkeiten wurden im Ort gut angenommen und 
laufend nachgefragt. Zuletzt war die Nachfrage in Form von Aufträgen und Koope-
rationsanfragen an das Modellprojekt größer als dessen personelle Möglichkeiten, 
die Aufträge zu erfüllen. 

Die Schaffung von neuen Arbeitsplätzen für vormals langzeitbeschäftigungslose 
Einwohner:innen fand vordergründig in der Tradition aktiver Arbeitsmarktpoli-
tik in Österreich statt. Dabei wurde auf drei bekannte Instrumente zurückgegrif-
fen: die Eingliederungsbeihilfe für Unternehmen, eine gemeinnützige Arbeits-
kräfteüberlassung an Einrichtungen der Gemeinde oder gemeinnützige Vereine 
und ein neu geschaffenes gemeinnütziges Beschäftigungsprojekt. Die Eingliede-
rungsbeihilfe wurde wenig genutzt, die Möglichkeiten der Gemeinde, selbst neue 
und langfristige Arbeitsplätze zu schaffen, um langzeitbeschäftigungslose Perso-
nen einzustellen, waren aufgrund der finanziellen Situation sowie der formalen 
Vorgaben begrenzt, wie sich schon bei der Aktion 20.000 zeigte (Hausegger/Krü-
se 2019). Das Instrument der gemeinnützigen Arbeitskräfteüberlassung konnte 
in Ausnahmefällen in Anspruch genommen werden und führte in einem Fall zu 
einer Übernahme. Im Rahmen der Aktion 20.000, die österreichweit zentral über 
das Sozialministerium organisiert wurde, konnte dieses Instrument besser ge-
nutzt werden, es ermöglichte Übernahmen in ungeförderte Beschäftigung (Haus-
egger et al. 2024). Quantitativ lag der Fokus auf der Schaffung von Arbeitsplätzen 
im gemeinnützigen Beschäftigungsprojekt am Wohnort der Beschäftigten, wie von 
Minsky vorgeschlagen (Haim 2021). itworks gründete als Projektträger ein solches 
Beschäftigungsprojekt in Gramatneusiedl, in dem die große Mehrheit der Teilneh-
mer:innen für unterschiedlich lange Zeiträume, aber maximal dreieinhalb Jahre, 
einen kollektivvertraglich entlohnten Arbeitsvertrag als sogenannte „Transitar-
beitskraft“ erhielt und ein geförderter Arbeitsplatz garantiert war. Die Gemein-
de spielte eine Schlüsselrolle dabei, indem sie nicht profitorientierte Tätigkeiten 
bereitstellte, um den gefördert Beschäftigten im Rahmen der neu geschaffenen 
Struktur Arbeitstätigkeiten zu ermöglichen. Im gemeinnützigen Beschäftigungs-
projekt wurde auf Vorwissen des Projektträgers sowie bekannte Strukturen im 
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Hinblick auf Tätigkeitsbereiche aus früheren Programmen aktiver Arbeitsmarkt-
politik zurückgegriffen. Aus Sicht des Projektträgers war die Gemeinnützigkeit an-
fangs zwar eine Herausforderung, letztlich jedoch ein Vorteil, weil dadurch das Ge-
meinwohl und der Nutzen für die Menschen im Ort im Vordergrund standen, und 
sollte daher beibehalten werden. Die Organisation der Tätigkeitsbereiche in mehre-
ren Arbeitsgruppen ermöglichte eine bedarfsgerechte Anpassung der Arbeitsbe-
dingungen und sorgte für kontinuierliche Beschäftigung. Zudem konnten Teilneh-
mer:innen verschiedene Tätigkeitsbereiche flexibel ausprobieren. Gleichzeitig gab 
es dadurch jedoch keine Möglichkeiten für dauerhafte Übernahmen. 

Obwohl im Projekt den Teilnehmenden die Möglichkeit gegeben wurde, eigene 
Ideen und Konzepte zu entwerfen, war die Findung von Tätigkeitsbereichen, ähn-
lich wie in der Aktion 20.000, von hierarchischen Strukturen und Top-down-Pro-
zessen geprägt. Der Großteil der Tätigkeitsmöglichkeiten, die auch umgesetzt 
werden konnten, waren von der Gemeinde oder itworks vorgegeben. Ideen der 
Teilnehmenden waren von Genehmigung und Unterstützung durch mehrere Ebe-
nen von itworks bis zur Gemeinde abhängig und konnten nur teilweise umgesetzt 
werden. Hier war die kooperative Zusammenarbeit zwischen dem Arbeitsmarkt-
service Niederösterreich, dem Projektträger und der Gemeinde sowie auch wei-
teren Kooperationspartner:innen, dem Land Niederösterreich wie auch den Pro-
jektteilnehmenden zentral. Mögliche Tätigkeiten mussten laufend geprüft und 
nachjustiert werden, um den bestehenden Bedarf an Arbeit auch an die Möglich-
keiten der Arbeitenden anzupassen. Insbesondere wurden jene Tätigkeiten umge-
setzt, die vorab vereinbart wurden und die kostenfrei bzw. günstig und ressour-
censchonend waren. Das sind zum einen Tätigkeiten, die vom Projektträger für das 
Projekt entwickelt wurden, zum anderen manuelle Tätigkeiten für die Gemeinde, 
die zur Instandhaltung und Verschönerung des Ortsbildes beitragen, für die je-
doch sonst nicht ausreichend finanzielle Mittel vorhanden sind. Wie bereits in der 
Aktion 8.000 bot die Förderung durch die Arbeitsplatzgarantie der Gemeinde die 
Möglichkeit, Tätigkeiten durchführen zu lassen, die aus ihrem Budget nicht finan-
zierbar wären (Reiter/Willisberger 2024). Außerdem gaben viele Vereine und Ein-
wohner:innen über das System der „MAGMA-Mäuse“ Fertigungen und Dienstleis-
tungen in Auftrag. 

Als schwierig in der Umsetzung stellten sich Tätigkeitsbereiche heraus, die län-
gerfristig und kostenintensiv waren. Entsprechend konnte ein geringerer Anteil 
von Tätigkeiten aufgrund mangelnder Gemeindefinanzen nicht umgesetzt werden. 
Genehmigungen für die Nutzung öffentlicher Flächen waren schwer zu bekom-
men, aber auch die Frage, wie das Angebot nach Projektende weitergeführt wer-
den könne, führte zu Restriktionen. Notwendige finanzielle Investitionen durch 
die Gemeinde wurden tendenziell abgelehnt oder erst nach ausreichender Über-
zeugungsarbeit zugesagt. Entsprechend war die Finanzierung ein relevanter Ein-
flussfaktor für die Schaffung neuer Tätigkeitsbereiche und Arbeitsplätze. Hier bot 
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die Aktion 20.000 mehr Möglichkeiten, da von der Bundesregierung zusätzlich zu 
den Mitteln aus der passiven Arbeitslosenversicherung 200 Millionen Euro zur 
Verfügung gestellt wurden (Hausegger/Krüse 2019). Gleiches gilt für die Finanzie-
rungsmöglichkeiten im französischen „TZCLD“ (ESF+ 2024). Diese waren, wie auch 
bei der Aktion 8.000, durch die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage ermög-
licht. Gleichzeitig war Zeit ein zentraler Faktor für die Schaffung von Arbeitsplät-
zen. Während die Befristung des Projektes längerfristigen Tätigkeiten hemmend 
im Weg stand, ermöglichte die längere Dauer des gemeinnützigen Beschäftigungs-
projektes von dreieinhalb Jahren die Entwicklung einiger erfolgreicher Tätigkeits-
angebote und förderte die Passung von geförderten Arbeitsplätzen, Beschäftigten 
und öffentlichem Bedarf. Insbesondere das dritte Jahr des Projektes führte zu ei-
nem guten Einvernehmen aller Beteiligten, sodass letztlich eine Verlängerung und 
Ausweitung des Projektes gewünscht wurde. 

Zudem hat sich gezeigt, dass die Fähigkeiten, Wünsche und sozialen Kontakte der 
Teilnehmer:innen eine wichtige Bedingung für die gelungene Umsetzung von Tätig-
keitsbereichen sind. Vorab definierte Tätigkeiten, die nicht mit den Kompetenzen 
der Teilnehmenden übereinstimmten, erwiesen sich oft als nicht praktikabel. Um-
gekehrt konnten individuelle Stärken das Tätigkeitsfeld erweitern, wie beispiels-
weise die künstlerischen Fähigkeiten einer Teilnehmerin, die Möbelrestaurierung 
durch Bemalung aufwertete. Soziale Netzwerke spielten ebenfalls eine bedeutende 
Rolle. Teilnehmende, die in der Gemeinde gut vernetzt waren, trugen dazu bei, ge-
zielt Bedarfe zu identifizieren, Kooperationen zu fördern und das Projekt bekann-
ter zu machen. In Ansätzen haben sich auch hier, ähnlich wie bei der Aktion 8.000, 
im Verlauf des Projektes in Ansätzen Bottom-up-Prozesse gebildet, da zunehmend 
Ideen von gemeinnützigen Organisationen und engagierten Einwohner:innen an 
das Projekt herangetragen wurden. Dies führte zu einem wachsenden Interesse 
an der Jobgarantie, sowohl in Gramatneusiedl als auch in den Nachbargemeinden. 
Durch persönliche Kontakte wurden zusätzliche Aufträge akquiriert, was zur Wei-
terentwicklung des Projekts beitrug. Folglich zeigte sich im Zeitverlauf durch die 
Zusammenarbeit von vernetzten Teilnehmer:innen und gemeinnützigen Vereinen 
im Ort, dass hier viel Potenzial gegeben ist.  

In Summe lässt sich feststellen, dass für die Schaffung von Arbeitsplätzen für lang-
zeitbeschäftigungslose Personen in einer Gemeinde oder Kommune kein Mangel 
an Ideen und Bedarfen besteht. Barrieren in der Umsetzung stellen insbesonde-
re Zuständigkeiten, fehlende Finanzierung, Skepsis und die Befristung des Pro-
jektes dar. In Gramatneusiedl konnten unter den gegebenen Rahmenbedingungen 
dennoch einige Arbeitsplätze geschaffen werden, durch die der Ort mit seinen Be-
wohner:innen und die gefördert Beschäftigten profitierten. Auch in umliegenden 
Gemeinden wurde großes Interesse an ähnlichen Projekten bekundet und von vie-
len Beschäftigten eine Verlängerung und Ausweitung des Projektes gewünscht. 
Projektverantwortliche standen der Ausweitung des Projektes ebenso positiv 
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gegenüber und sehen weitere mögliche Beschäftigungsfelder, beispielsweise in Spi-
tälern und Schulen (s. vertiefend dazu Schultheiß/Witzani-Haim 2024). Wie lässt 
sich nun ein Konzept des „Arbeitgebers letzter Instanz“ auf Gemeindeebene erfolg-
reich umsetzen, um den öffentlichen Bedarf an Arbeit zu decken und langzeitbe-
schäftigungslosen Personen Erwerbsarbeit zu ermöglichen? 

Die Nutzung regional vorhandener Strukturen des Arbeitsmarktservice in Zusam-
menarbeit mit arbeitsmarktpolitisch erfahrenen Projektträgern ermöglicht die 
niederschwellige Schaffung von neuen Arbeitsplätzen und den Rückgriff auf Vor-
erfahrung sowie Kooperationsnetzwerke. Zugleich begünstigt die Organisation in 
einem gemeinnützigen Beschäftigungsprojekt die bedarfsgerechte Anpassung von 
Tätigkeiten an die Beschäftigten. Die gemeinnützige Ausrichtung stellt den Nutzen 
für das Gemeinwohl ins Zentrum der Tätigkeiten und nützt so dem Projektimage 
im Ort sowie der Akquise von Tätigkeiten. Restriktionen stellen allerdings die Fi-
nanzierung sowie die Befristung des Projektes dar. Eine dauerhafte Arbeitsplatzga-
rantie würde insgesamt eine breitere Schaffung von Arbeitsplätzen und die Umset-
zung von Tätigkeiten ermöglichen, die den Gemeinden und ihren Bewohner:innen 
zugutekommt sowie Beschäftigte vor Langzeitarbeitslosigkeit schützt. Wie bei 
der Aktion 8.000 oder im französischen Projekt „TZCLD“ könnte eine gesetzliche 
Grundlage einen Passiv-Aktiv-Transfer und gegebenenfalls auch einen Rückgriff 
auf andere budgetäre Mittel ermöglichen, um eine umfassendere und dauerhaf-
te Finanzierung zu gewährleisten und Kosten für die Gemeinde gering zu halten. 
Ein auf Dauer eingerichtetes gemeinnütziges Beschäftigungsprojekt würde auch 
die möglichen Tätigkeitsfelder ausweiten, da Angebote im Ort dauerhaft geschaf-
fen werden können. Zugleich können jene Personen, die auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt keinen Arbeitsplatz bekommen oder knapp vor der Pensionierung 
stehen, dauerhaft bzw. bis zur Pension einer kollektivvertraglich entlohnten Be-
schäftigung nachgehen. Die zunehmende Nachfrage aufgrund des hohen Bedarfs 
an Arbeit ließe sich über ein dauerhaft eingerichtetes Projekt decken, auch indem 
laufend neue Personen in das Beschäftigungsprojekt einsteigen können. Hier wä-
re auch ein ortsübergreifender Ansatz, wie beispielsweise in Frankreich über die 
Gebiete, denkbar. Unterstützung bei der Arbeitsplatzsuche sowie die Möglichkeit 
zur Qualifizierung im Projekt, wie das im französischen Projekt der Fall ist (ESF+ 
2024), würde dazu beitragen, dass Teilnehmende mit der Zeit auch in eine nicht 
geförderte Beschäftigung wechseln können. Die Ergebnisse dieses Beitrags unter-
stützen die Vorschläge von Picek (2020) sowie Tamesberger/Theurl (2019): eine 
Verbindung aus zentraler Finanzierung durch den Bund mit lokaler bzw. regiona-
ler Umsetzung durch die Zusammenarbeit von Gemeinden, Kommunen oder Städ-
ten mit dem Arbeitsmarktservice vor Ort sowie im Sinne der Gemeinwohlorientie-
rung durch öffentliche oder gemeinnützige Projektträger. 

Die Bedeutung der kooperativen Zusammenarbeit auf nationaler Ebene und die 
Notwendigkeit einer guten Vorbereitung zeigen, dass es sinnvoll ist, von Anfang 
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an möglichst viele Stakeholder:innen und Gruppen in den Prozess der Schaffung 
von Arbeitsplätzen miteinzubeziehen. So können in größerem Umfang Bedarfe 
definiert, Genehmigungen und Finanzierung geklärt und gute Zusammenarbeit 
gefördert werden. Da auch die Möglichkeiten und Wünsche der Projektteilneh-
mer:innen ein wichtiges Kriterium für das Gelingen sind, scheint es nützlich, wie 
im niederösterreichischen Modellprojekt und auch in Frankreich, langzeitbeschäf-
tigungslose Personen von Anfang an in die Findung von Tätigkeiten einzubeziehen 
und Bottom-up-Prozesse zu ermöglichen, um die Passung bestmöglich gewährleis-
ten zu können. Da sich soziale Kontakte der im Ort vernetzten Teilnehmer:innen 
und Vereine als wichtige Ressource herausstellten, die das Zustandekommen von 
Tätigkeiten unterstützte und bereicherte, sollten auch zivilgesellschaftliche Orga-
nisationen wie in der Aktion 8.000 oder dem französischen Projekt vorab in parti-
zipativen Prozessen (z. B. Witzani-Haim 2024; Tamesberger/Theurl 2019) in die Tä-
tigkeitsfindung einbezogen werden. Eine Demokratisierung und breite Beteiligung 
im Ort würden die dauerhafte Schaffung von neuen Arbeitsplätzen demnach posi-
tiv fördern und dazu beitragen, dass die Bevölkerung den Bedarf an Arbeit sowie 
deren Wert von Anfang an (an)erkennt. 
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